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Stellungnahme

zu den Fragenkatalogen der Bundestagsfraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU, FDP und PDS

zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit des 14. Deutschen Bundestages zum

Entwurf eines Gesetzes zur geordneten Beendigung der Kernenergienutzung zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität
(Drs. 14/6890)

Berlin, 5. November 2001

Vorbemerkung

Der Übersichtlichkeit halber wurden die in das Fachgebiet des Unterzeichnenden fallenden Fragen der verschiedenen Fraktionen zu vier Fragenkomplexen zusammengefasst.

Fragenkomplex I - Energieversorgungssicherheit

Beeinträchtigt der Atomausstieg aus Ihrer Sicht die Sicherheit der Energieversorgung in Deutschland? (SPD/B90-G 1)

in Verbindung mit

In welchem Maße wirkt sich die geopolitische Verteilung der Energiereserven auf die Versorgungssicherheit Europas und der Bundesrepublik Deutschland aus? (CDU/CSU 9)

und

Inwieweit und mit welchen Instrumentarien muss vor diesem Hintergrund die wachsende Importabhängigkeit in Deutschland und Europa und in Deutschland verringert werden? Welchen Beitrag kann die Kernenergie hierzu leisten? (CDU/CSU 10)

sowie

Wie beurteilen Sie die Auswirkungen des sogenannten Atomausstiegs auf die Energieversorgung in Deutschland und welchen Handlungsbedarf bzw. welche Zwangsläufigkeiten erkennen Sie im Hinblick auf die Zusammensetzung des sogenannten Energiemix in Deutschland? (FDP 1d) 

In der wissenschaftlichen Debatte ist inzwischen weitgehend unbestritten, dass die Bereitstellung der heute und zukünftig benötigten Elektrizität auch ohne Nutzung der Kernenergie möglich ist.
 Über die Entwicklung des Strombedarfs kann in den prognostischen Arbeiten – d.h. ohne Berücksichtigung über den heutigen Stand hinausgehender weitergehender Politiken – ein Trend zu etwa stagnierendem, maximal leicht steigendem Stromverbrauch festgestellt werden. Eine ganze Reihe von Interventionsszenarien, die weitergehende Politiken unterstellen, beschreiben eine mögliche Rückführung des Stromverbrauchs in Deutschland um bis zu 25% in den nächsten zwei Dekaden.

Die Frage, auf Basis welcher und in welchem Umfang eingesetzter Energieträger die zukünftige Stromversorgung sicher gestellt wird, ist damit erstens abhängig vom – politisch gestaltbaren – Stromverbrauchsniveau.

Zweitens wird zweifelsohne die Bedeutung der Erdgasverstromung zunehmen. Dies ist jedoch ein Trend, der auch aus allein wirtschaftlichen Gründen in der ganz überwiegenden Zahl der Business as usual-Szenarien bzw. prognostischen Arbeiten unterstellt wird.

Drittens wird schließlich die Bedeutung der erneuerbaren Energien – vor allem aus klimapolitischen Gründen – stark zunehmen. Mit Umsetzung des mit der Richtlinie 2001/77/EC gesetzten Ziels eines Anteils erneuerbarer Energiequellen von 12,5% bis 2010 (Ausgangsniveau 1997: 4,5) wird auch der Beitrag dieser Energiegewinnungsform relevant.

In Bezug auf die Frage der Energieversorgungssicherheit sind vor allem zwei Bereiche von spezifischer Bedeutung:

1. Die Risiken durch die physische Unterbrechung von Energieträgerlieferungen,

a) kurzfristiger Art durch technische, politische, ökologische und andere sicherheitsrelevante Ereignisse (von Sabotage und Terroranschläge bis zu schweren Unfällen oder Katastrophen einschließlich der Folgen solcher Ereignisse für die gesellschaftliche Akzeptanz) sowie

b) langfristiger Art, vor allem durch die Erschöpfung von (bestimmten) Energiequellen oder langfristige ökologische Restriktionen der Energienutzung.

2. Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Risiken, die mit hohen Preisausschlägen auf den Energieträgermärkten – welche teilweise durch physische Verfügbarkeitsengpässe (s.o.) verursacht werden können – sowie mit langfristig stark steigenden Energieträgerpreisen einhergehen.

Beide Bereiche sind naturgemäß miteinander verknüpft, haben aber bezüglich der für Europa relevanten Energieträgermärkte eine verschiedene Relevanz und bedürfen einer differenzierten Bewertung.

Die Gefahr physischer Versorgungsunterbrechungen in so signifikanten Größenordnungen und über so weitreichende Zeiträume, dass ernsthafte Engpässe entstehen können, ist vergleichsweise gering, wie auch die Verknappung der fossilen Brennstoffressourcen wohl mittelfristig kein gravierendes Problem darstellt. Im übrigen ergeben sich hinsichtlich dieser beiden Aspekte deutliche Abstufungen zwischen den verschiedenen Energieträgern. Wenn überhaupt, ergeben sich die größten Risiken bei der Erdölversorgung, bei Erdgas und Kohle erscheint die Situation vor dem Hintergrund der Reservensituation, aber auch der wirtschaftlichen Verflechtung mit den wichtigsten Lieferländern als vergleichsweise wenig dramatisch.

Die wesentlichen Aspekte der Versorgungssicherheit betreffen damit die Frage der sich aus der Klimaproblematik ergebenden Restriktionen für den Einsatz fossiler Brennstoffe (siehe dazu die Ausführungen zum Fragenkomplex II) sowie dem wirtschaftlichen Risiko aus eher kurzfristigen Preisausschlägen auf den internationalen Energiemärkten. Im Kontext des letzteren Problembereich muss auch darauf hingewiesen werden, dass der Indikator Importabhängigkeit als Quotient aus importierten Energieträgern und gesamtem Primärenergieverbrauch keineswegs eine sinnvolle Orientierungsgröße bildet. Auch die Öl- und Gasproduzenten innerhalb der EU haben keineswegs gezögert, die auf den Weltölmärkten gesetzten Preise für ihre Lieferungen anzusetzen. Schließlich sei darauf hingewiesen, dass Importe im Sinne komparativer Kostenvorteile volkswirtschaftlich keineswegs grundsätzlich negativ zu bewerten sind.

Vor dem Hintergrund einer Risikoabwägung zwischen den Risiken der Kernenergienutzung und den o.g. Risiken der Versorgungssicherheit ergeben sich folgende Prämissen für eine konsistente Politik:

· Möglichst weitgehende Erschließung der Energiesparpotentiale, v.a. bei Stromanwendungen.

· Möglichst sparsamer Einsatz des mittelfristig notwendigen Mehreinsatzes an Erdgas durch effiziente Umwandlungstechniken wie die Kraft-Wärme-Kopplung (im Vergleich zu selbst hoch effizienten Erdgas-Kondensationskraftwerken kann so der zusätzliche Erdgaseinsatz etwa halbiert werden).

Tabelle 1
Szenario mit moderater Stromeinsparung und moderater Änderung der Ener​gie​trägerstruktur 
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Quelle: Berechnungen des Öko-Instituts

Tabelle 1 zeigt das Mengengerüst eines Szenarios mit moderater Stromeinsparung und vergleichsweise moderatem Wechsel der Energieträgerstruktur im Zeichen des Atomausstiegs. Durch den breiten Einsatz der Kraft-Wärme-Kopplung kann der Zusatzbedarf an Erdgas in der Strom- und Fernwärmeerzeugung auf ca. 700 PJ begrenzt werden (entspricht einem Außenhandelsvolumen von ca. 5,3 Mrd. DM). Bei einer Substitution von 760 PJ importierter Steinkohle und 1.500 PJ Kernbrennstoff ergibt sich bei den absehbaren Brennstoffpreisen eine Verringerung der Importrechnung um 2,6 bzw. 2,1 Mrd. DM, im Saldo also eine Erhöhung der Importrechnung um ca. 600 Mio. DM. Diese Größenordnung fällt aus der volkswirtschaftlichen Perspektive kaum ins Gewicht, könnte aber auch durch weitere Energieeinsparungen noch vermindert werden.

Bei einer entsprechend aktiven Flankierung des Ausstiegs aus der Kernenergie kann also die Versorgungssicherheit in jeder Hinsicht befriedigend gesichert werden. Die o.g. Berechnungen zeigen aber auch, welch große Bedeutung insbesondere die Kraft-Wärme-Kopplung im Kontext der Importenergierechnung hat.

Fragenkomplex II – Klimaschutz

Inwieweit lassen sich der Atomausstieg aus der Atomenergie und die Erreichung der gesetzten Klimaschutzziele miteinander vereinbaren? (SPD/B90-G 2)

in Verbindung mit

Welchen Stellenwert messen Sie dem rationellen und sparsamen Energieeinsatz und der Nutzung erneuerbarer Energien, also einer nachhaltigen Energienutzung für Umweltschutz, Beschäftigung, Wirtschaftswachstum und vorbeugende Sicherheit bei? Wird eine Politik zur schrittweisen Durchsetzung einer nachhaltigen Energienutzung durch den Atomausstieg behindert oder gefördert? (SPD/B90-G 3)

und 

Kann Deutschland angesichts des Ausstieges aus der Kernenergie seine Verpflichtungen im Rahmen der internationalen Klimavereinbarungen einhalten? Wenn ja, mit welchen Technologien ist ein der Ersatz der „CO2-freien“ Kerntechnik, insbesondere im Grundlastbereich überhaupt denkbar? (CDU/CSU 8)

sowie

Wie beurteilen Sie die Auswirkungen des sogenannten Atomausstiegs auf die Erfüllung der klimapolitischen Verpflichtungen Deutschlands hinsichtlich einer Reduktion der Emissionen von Treibhausgasen? (FDP 1e) 

Eine Strategie der Risikosubstitution, also die Ersetzung der unbestreitbaren Risiken einer globalen Klimaveränderung durch die anders gearteten, aber gleichwohl großen Risiken der Kernenergienutzung kann nicht Teil einer Nachhaltigkeitsstrategie in der Energieversorgung sein.

Vor diesem Hintergrund kann, solange andere Optionen zur Bereitstellung der notwendigen Energiedienstleistungen verfügbar sind – und daran besteht m.E. kein Zweifel – in Bezug auf die beiden Großrisiken nur eine Strategie der absoluten Risikominderung verfolgt werden. Insofern ist der Verzicht auf die Kernenergie ein integraler Bestandteil einer nachhaltigen Energienutzung und befördert diese dann, wenn er – auch in Bezug auf die im Fragenkomplex I behandelten Herausforderungen – dazu führt, dass die alternativen Optionen im notwendigen Umfang verfügbar gemacht werden:

· durch den sparsame Energieeinsatz in allen Endverbrauchsbereichen,

· durch die Erschließung von Effizienzpotentialen in der Energieumwandlung,

· durch den Einsatz emissionsärmerer Energieträger (v.a. Erdgas) sowie

· durch die zunehmende Anwendung erneuerbarer Energiequellen.

Falls sich darüber hinaus die technische und wirtschaftliche Machbarkeit einer Abtrennung und Deponierung von Kohlendioxid aus Verbrennungsprozessen erweisen sollte, würde eine zusätzliche Minderungsoption zur Verfügung stehen. 

Eine mögliche Variante zur Substitution der Kernkraftwerkskapazitäten wurde in der Tabelle 1 skizziert. In der Gesamtschau kommt es jedoch weniger darauf an, dass in allen Sektoren die gleichen Emissionsminderungen erzielt werden, sondern dass mit einer integrierten Strategie die angestrebten Emissionsreduktionen in der Summe erreicht werden. Gleichwohl können im Bereich der Stromversorgung auch unter der Rahmenbedingung eines Ausstiegs aus der Kernenergienutzung erhebliche Emissionsminderungen erzielt werden.

Abbildung 1
Ergebnisse einer integrierten Maßnahmenbewertung zur Emissionsreduktion unter der Rahmenbedingung eines Ausstiegs aus der Kernenergie
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Quelle: Öko-Institut

Abbildung 1 verdeutlicht dies mit den Ergebnissen einer Szenarienanalyse. So können – unter Berücksichtigung der üblichen Modernisierungs- und Sanierungszyklen – in den nächsten Jahren so große Emissionsminderungspotentiale erschlossen werden, dass selbst ambitionierte Klimaschutzziele erreicht werden können. Eine besondere Rolle spielt dabei der Energieumwandlungssektor (dem in der Darstellung auch die Effekte der Strom- und Fernwärmeeinsparung zugerechnet wurden).

Abbildung 2 zeigt diese Ergebnisse in einer differenzierteren Darstellung. Diese macht deutlich, dass im Bereich der Energieumwandlung vor allem Stromeinsparung und Kraft-Wärme-Kopplung sowie die im Zeitverlauf in erheblichem Maße an Bedeutung gewinnende Nutzung erneuerbarer Energien eine wichtige Rolle spielen. Eine herausgehobene Bedeutung kommt darüber hinaus der Gebäudesanierung sowie – vor allem in der mittelfristigen Perspektive – dem Verkehrssektor zu.

Abbildung 2
Detaillierte Ergebnisse einer integrierten Maßnahmenbewertung zur Emissionsreduktion unter der Rahmenbedingung eines Ausstiegs aus der Kernenergie
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Quelle: Öko-Institut

Der Verzicht auf die Kernenergienutzung und wirksamer Klimaschutz sind somit keine zwangsläufigen Gegensätze. Für die Erzielung der Klimaschutzziele 2005 (nationales Ziel) und 2008/12 (Kioto-Verpflichtung) wird der vorgesehene Auslaufpfad der Kernenergienutzung kaum spürbare Wirkungen zeigen. Jedoch sind auch ambitioniertere Ausstiegspfade wiederspruchsfrei zu diesen Zielen darstellbar. Bei entsprechend frühzeitig eingeleiteten Politiken ist auch die Erzielung ambitionierter Klimaschutzziele ohne Rückgriff auf die Kernenergieoption möglich. Innovationen und wirtschaftliche Impulse werden vor allem durch ambitionierte „Einstiegstrategien“ induziert. Voraussetzung für eine nachhaltige Entwicklung ist die Komplementierung des Kernenergieausstiegs mit einer anspruchsvollen „Einstiegs“-Strategie. Die entsprechende politischen Instrumente sind im Grundsatz bekannt.

Fragenkomplex III – Kosten und Wettbewerbsfähigkeit

Welche wirtschaftlichen Folgen hätte der Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie und ein damit verbundener Anstieg der Stromkosten für den Verbraucher und den Standort Deutschland? (CDU/CSU 6) 

und 

Ist zu erwarten, dass die Kernenergie bei dem bevorstehenden umfangreichen Neubau von Kraftwerkskapazitäten gegen Ende des Jahrzehnts wettbewerbsfähig ist? (CDU/CSU 7) 

Die wirtschaftliche Bewertung des Verzichts auf die Kernenergie hängt einerseits vom gewählten Ausstiegspfad und andererseits von anderen Rahmenbedingungen (Energiepreisniveaus etc.) ab. Bei den absehbaren Rahmenbedingungen ist nicht davon auszugehen, dass die wichtigsten Substitutionsoptionen (Einsparung, Kraft-Wärme-Kopplung, andere effiziente Stromerzeugungstechnologien) signifikant höhere Kosten verursachen als die Kernenergienutzung. Jegliche Quantifizierung wird angesichts solch geringer Kostendifferenzen und einer ganzen Anzahl sehr sensitiver Parameter in hohem Maße spekulativ, dies haben die Modellexperimente der letzten Jahre überaus deutlich gezeigt. Wird ein Ausstiegsmodell mit flexiblen Mengenbegrenzungen unterstellt, so werden überdies die wirtschaftlichen Effekte weiter minimiert.

Eine Wettbewerbsfähigkeit von Kernenergieanlagen ist ohne weitere Flankierungen angesichts der derzeit absehbaren Kostensituation nicht abzusehen. Allenfalls die Schaffung stark asymmetrische Rahmenbedingungen (weitreichende CO2-Steuern/Mengensteuerung ohne suffiziente Kostenbewertung des nuklearen Kreislaufs und seiner Risiken) könnte diese Situation verändern. Neben den Kosten im engeren Sinne fließen die Kapitalflussstruktur, große Blockgrößen (teilweise über 1.500 MW) und natürlich auch die Akzeptanzprobleme in die Entscheidungskalküle der Investoren ein. Gegen Ende des Jahrzehnts im großen Stile konkurrenzfähige Kernkraftanlagen müssten bereits heute technisch und sicherheitstechnisch sowie hinsichtlich Ihres realen Wirtschaftlichkeitsnachweises verfügbar sein. Dies ist bisher nicht der Fall. Unter Bezug auf die in den letzten Jahren umgesetzten Kernkraftwerksprojekte lässt sich eine Wirtschaftlichkeit auch bei gestiegenen Strompreisniveaus nicht nachweisen. Aktuelle Aussagen zur Wirtschaftlichkeit einer neuen Generation von Kernkraftwerken beziehen sich allenfalls auf Projektstudien, basieren auf höchst ambitionierten Errichtungszeiträumen (denen wegen der hohen Bauzinsen eine entscheidende Rolle bei den Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen zukommt) und sind überdies – auch wegen der zu Grunde liegenden Sicherheitsstandards – in hohem Maße umstritten. 

Die genannten Aspekte lassen eine Wettbewerbsfähigkeit der Kernenergie in offenen Gesellschaften und auf liberalisierten Märkten auf absehbare Zeit nicht erwarten. Entsprechend gehen alle aktuellen Projektionen von einem (starken) Auslaufen der Kernenergienutzung in der westlichen Welt aus.

Von den 33 in den derzeitigen Statistiken unter „im Bau“ geführten Kernkraftwerken (28.700 MW) liegen nur für 22 Zielwerte für die Inbetriebnahme vor, bei den verbleibenden Projekten (mit einer Kapazität von ca. 10.000 MW) handelt es sich überwiegend um faktisch aufgegebene Projekte (Argentinien, Iran, Russland, Slowakei). Auch unter den verbleibenden Anlagen finden sich Projekte, deren Realisierung zwischenzeitlich eher unwahrscheinlich geworden ist (z.B. Taiwan). Mit Ausnahme von bereits in der kommunistischen Periode begonnenen Projekten in Mittel- und Südosteuropa (Rumänien, Tschechien) beschränken sich Neubauvorhaben auf die weiterhin durch Strommonopole, starke wirtschaftspolitische Steuerung, aber auch entsprechende militärische Interessen charakterisierte Staaten (Japan, Korea, China, Indien und Iran).

Ein Indiz für die wirtschaftliche Situation von Kernkraftwerken mag die Situation in den USA bilden. Selbst unter den Bedingungen eines starken Ausbaus der Kraftwerkskapazitäten und massiver Investitionen im konventionellen Kraftwerkssektor beschränken sich die Versorgungsunternehmen bisher maximal auf – durchaus kritikwürdige – lebensdauerverlängernde Maßnahmen bei Kernkraftwerken (auch im Zusammenhang mit marktlagebedingt sehr preiswert erworbenen Anlagen).

Fragenkomplex III – Risiko

Gibt es wissenschaftliche Studien über den Risikovergleich nach Kriterien wie Risiko für Leben und Gesundheit, Umweltauswirkungen, Ressourcenverbrauch etc. der verschiedenen Arten der Energieerzeugung (einschließlich der Kernenergie) und wie schneidet die Kernenergie im Vergleich ab? (CDU/CSU 3) 

in Verbindung mit

Gibt es wissenschaftliche Studien, welche die Risiken verschiedener Großtechnologien (Kernenergienutzung, Raffinerien, Industrieanlagen der Chemie, Wasserkraftnutzung etc.) vergleichen? Welchen Rang nimmt dort die Nutzung der Kernenergie ein? (CDU/CSU 4)

Die umfangreiche Risikodiskussion kann an dieser Stelle nicht wiedergegeben werden. Komparative Risikobewertungen beziehen sich darüber hinaus sinnvollerweise auf Optionen, die zur Befriedigung des gleichen Bedürfnisfeldes dienen.

Die aktuelle Risikodebatte orientiert darüber hinaus auf mehrdimensionale Bewertungen, die sich einer Aggregation weitgehend entziehen (Eintrittswahrscheinlichkeit, Abschätzungssicherheit der Eintrittswahrscheinlichkeit, Schadensausmaß, Abschätzungssicherheit des Schadensausmaßes, Ubiquität, Persistenz, Irreversibilität, Verzögerungswirkung, Mobilisierungspotential).

Eine Vielzahl von Studien haben einzelne Aspekte dieser Dimensionen zu quantifizieren versucht. Aufgrund einer Vielzahl von methodischen Problemen, Datenunsicherheiten (Vielzahl möglicher Eintritts- und Wirkungspfade) und letztlich implizit ethischer Entscheidungen (hier sei nur auf die Frage der Abdiskontierung zukünftiger Kosten oder die Bewertung von Krankheiten und Menschenleben hingewiesen) liegen die Bewertungen der Einzelergebnisse vor allem im Bereich der Schäden durch die globale Klimaerwärmung sowie durch den nuklearen Brennstoffzyklus und nukleare Katastrophenfälle weit auseinander.

Angesichts der Langfristigkeit und unübersehbaren Vielfältigkeit der angenommenen Schäden (Klima) als auch des letztlich unübersehbaren und großteils räumlich stark begrenzten Schadensumfangs (insgesamt bis zu 1,7 Mio. Todesfälle und Sachschäden von 200 bis 400 Milliarden DM im nuklearen Katastrophenfall) führen auch pragmatische marktorientierte Näherungsverfahren (Haftung, Versicherung) nur zu umstrittenen Ergebnissen.
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� 	Ein Vertreter der Verbundwirtschaft, langjähriger Kenner der energiepolitischen Debatte in Deutschland hat dies in seiner Antwort auf die Frage „Was ist der größte energiepolitische Fehler der Vergangenheit?“ der Zeitschrift Energie & Management (15. Dezember 1998) auf den Punkt gebracht: „Die Aussage, die Lichter gehen aus, wenn das und das passiert.“ 


� 	Vgl. die auf der Grundlage von insgesamt acht Szenarienauswertungen erstellten Syntheseszenarien vomMatthes/Cames: Energiwende 2020. Der Weg in eine zukunftsfähige Energiewirtschaftz. Berlin 2000. 


� 	Prognos/EWI (1999) unterstellen eine Ausweitung der Erdgasverstromung von 2020 auf knapp 260% des Niveaus von 1997.
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